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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Staatsjubiläen

Im ganzen Land teilten am Nationalfeiertag 2019 die Bundesrätinnen und Bundesräte
der Bevölkerung ihre Gedanken zur Schweiz mit. Dabei wurden unter anderem der
Klimawandel, die EU oder die Schweizer Sprachenvielfalt angesprochen. 
Der Corriere del Ticino berichtete über Ignazio Cassis, der gleich alle vier
Sprachregionen besuchte. In L'Etivaz (VD), Krauchthal (BE) , Zuoz (GR) und Chiasso (TI)
sprach der Bundesrat über die äusseren und inneren Grenzen der Schweiz, welche
sowohl Herausforderung als auch Chance für das Land seien, da sie die Schweiz und
ihre Sprachregionen definierten. Er selbst beabsichtige als Bundesrat, diese zu stärken
und zu vereinen. 
Auch Guy Parmelin hielt einen «Marathon» mit gleich drei Reden, wie die Tribune de
Genève berichtete. In Weissenstein (SO), Rueyres und Étoy (VD) sprach er etwa über die
«symbiose entre l'Etat et le citoyen helvétique» und meinte, die Schweiz habe viel mehr
Potenzial, als dass sie «reale Probleme» habe.
Simonetta Sommaruga besuchte den Naturpark Gruyère Pays-d'Enhaut (FR), wo sie den
Klimawandel ansprach und sich, passend zur Lokation, mit Politikerinnen und Politikern
und anderen Parkbesuchern über die Biodiversität, alpine Landwirtschaftszonen oder
nachhaltige Forstwirtschaft austauschte.
«Unendlich dankbar» war laut dem Blick Ueli Maurer, der den Tag am Fête des
Vignerons in Vevey (VD) feierte. Dankbar sei er für das Land, welches das Resultat harter
Arbeit «Dutzender von Generationen» sei. Die heutige Schweiz verstehe er als deren
Erbschaft und noch immer gelte es, für «Freiheit und Unabhängigkeit» einzustehen.
Ähnlich wie Cassis unterstrich Alain Berset, dass die Einzigartigkeit der Schweiz in ihrer
Kultur- und Sprachenvielfalt liege. In Yverdon-les-Bains (VD) erwähnte er in seiner
Ansprache den Klimawandel, den Zugang zur medizinischen Grundversorgung oder die
Beziehungen zur EU und habe dabei laut der Zeitung «Le Temps» diesbezüglich die
Frage in den Raum gestellt :«[...] en faisons-nous assez»?
Ebenfalls vom Klimawandel und von dessen potenziellen Schäden und Folgen für die
Schweiz geprägt war die Rede von Viola Amherd in Münster (VS). Amherd erinnerte –
entsprechend ihrem Departement – daran, dass eine «funktionstüchtige Armee», der
Zivilschutz sowie der Zivildienst die Bevölkerung jederzeit beschützten und
unterstützten, auch im Falle von Naturkatastrophen.
In der Gemeinde Rorschach in ihrem Heimatkanton St. Gallen holte schliesslich Karin
Keller-Sutter in ihrer Ansprach zuerst bis ins Jahr 1291 aus und skizzierte die lange
Geschichte der Eidgenossenschaft, sprach dann aber auch über aktuelle Themen wie
die EU, die Digitalisierung oder steigende Krankenkassenkosten.

Auch auf der Rütliwiese (UR) wurde traditionellerweise gefeiert, allerdings ohne
Bundesrat, wie die Luzerner Zeitung berichtete: Dort übernahm die Urner
Regierungsrätin und ehemalige Bundesratskandidatin Heidi Z'graggen (UR, cvp) das
Zepter. Das Motto der diesjährigen Feier lautete «Milizarbeit als Engagement für die
Gesellschaft», entsprechend waren der SGV und der Schweizer Feuerwehrverband zu
Gast. Z'graggen ihrerseits sprach neben der Milizarbeit auch über die guten
Beziehungen zu Europa und betonte, dass die Schweiz eine verlässliche und geschätzte
Partnerin der EU sei. Auch den Föderalismus thematisierte sie: Dieser sei etwas, was sie
glücklich mache und sie als «Grundlage für den Erfolg unseres Landes» betrachte.
Als Abschluss der Feier auf dem Rütli schliesslich wurde die Nationalhymne vorgetragen
– mitsamt der viel diskutierten neuen Strophe, welche die Verwalterin des Rütlis, die
SGG, als offizielle Strophe in die Hymne aufnehmen möchte. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.08.2019
CHRISTIAN GSTEIGER
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Föderativer Aufbau

Föderativer Aufbau

Im Rahmen der Bundesratswahlen 2022 kam es auch zu ausführlichen Diskussionen um
die Vertretung der Regionen, die sich vorab um die sehr unterschiedliche bisherige
Zahl an Bundesratsmitgliedern aus den verschiedenen Kantonen drehte. Vor den
Ersatzwahlen 2022 wurde die Rangliste vom Kanton Zürich mit bisher 20 Vertreterinnen
und Vertretern in der Landesregierung angeführt, gefolgt vom Kanton Waadt mit 15 und
dem Kanton Bern mit 14 Vertrenden. Noch nie im Bundesrat vertreten waren bis dahin
die Kantone Jura, Nidwalden, Schaffhausen, Schwyz und Uri. 
Seit der entsprechenden Abstimmung im Februar 1999 spielt die Kantonsklausel
allerdings keine Rolle mehr. Bis damals war es nicht möglich gewesen, dass zwei
Regierungsmitglieder aus dem gleichen Kanton stammten. Unklar war hingegen seit je
her, wie die Kantonszugehörigkeit genau definiert wird: durch den Wohnkanton oder
den Bürgerkanton; und aus welchem Kanton stamnen verheiratete Frauen, die über
mehrere Heimatrechte verfügten? So war etwa Ruth Dreifuss im Kanton Aargau
heimatberechtigt, hatte aber dem Berner Stadtrat angehört und ihre Papiere kurz vor
ihrer Wahl nach Genf verlegt. Bei der Diskussion um die Kantonszugehörigkeit eines
Bundesratsmitglieds stellt sich überdies die Frage, ob Mitglieder der Landesregierung
effektiv für «ihren» Kanton lobbyieren, wenn sie im Bundesrat sitzen. Nichtsdestotrotz
war die Kantonszugehörigkeit der verschiedenen Kandidierenden recht laute mediale
Begleitmusik der Bundesratsersatzwahlen 2022. Ob bei den Diskussionen um eine
mögliche Nichtvertretung des Kantons Zürich bei der Kandidierendensuche der SVP,
um lange Zeit untervertretene Kantone bei der Bewerbung von Heinz Tännler (ZG, svp)
oder Eva Herzog (sp, VS), um Kandidierende aus Kantonen, die gar noch nie im
Bundesrat vertreten waren bei den Kandidaturen von Michèle Blöchliger (NW, svp) oder
Elisabeth Baume-Schneider (sp, JU), um die sich verändernden Chancen der Berner-
SVP-Kandidaturen nach dem Rücktritt der Berner Bundesrätin Simonetta Sommaruga:
Stets wurde dem Herkunftskanton Relevanz zugesprochen.

Für Diskussionen sorgte freilich auch die Vertretung der Sprachregionen. Dass es nach
1917 zum zweiten Mal in der Geschichte zu einer Mehrheit von nicht-deutschsprachigen
Magistratinnen und Magistraten kommen könnte bzw. kam, wurde vor und nach den
Ersatzwahlen vor allem von der FDP kritisiert. Die Freisinnigen forderten, dass dies nur
für «eine kurze Übergangszeit» so bleiben dürfe. Diese Entscheidung obliege der
Bundesversammlung, erwiderte SP-Fraktionspräsident Roger Nordmann (sp, VD). Die
Schweiz gehe nicht unter, nur weil es keine deutschsprachige Mehrheit im Bundesrat
gebe.

Das am meisten und nach den Ersatzwahlen vor allem in den Deutschschweizer Medien
mit einiger Heftigkeit diskutierte Thema war dann freilich die Untervertretung der
«urbanen Schweiz». Der Tages-Anzeiger sprach in seiner Online-Ausgabe davon, dass
«dieser Mittwoch kein guter Tag für die Schweiz» gewesen sei. 70 Prozent der
Bevölkerung und die «Fortschrittsmotoren» Zürich und Basel seien nun untervertreten.
Offen forderte die Zeitung den baldigen Rücktritt von Alain Berset und Guy Parmelin,
damit das Parlament dies nach den eidgenössischen Wahlen 2023 wieder korrigieren
könne. Darüber hinaus wurde kritisiert, dass hinsichtlich Finanzausgleich lediglich noch
«Nehmerkantone» in der Regierung vertreten seien. Andrea Caroni (fdp, AR) gab dem
St. Galler Tagblatt zu Protokoll, dass er Angst habe, dass die «erhebliche sprachliche
und geographische Schlagseite» im Bundesrat die Bundesverfassung strapaziere. Die
Aargauer Zeitung sprach von einer «Ballenberg-Schweiz», die jetzt dominiere, obwohl
eine «urbane Sichtweise» nötig wäre. Die Millionen Menschen, die in städtischen
Räumen lebten, seien nun ohne Stimme in der Landesregierung, die mehr «Zerrbild als
Abbild» sei, kritisierte erneut der Tages-Anzeiger. In ebendieser Zeitung befürchtete
Hannes Germann (svp, SH) schliesslich, dass das Parlament «ein Chaos angerichtet»
habe, weil dieses «krasse Ungleichgewicht» unschweizerisch sei. 
Für die WoZ stellte dies aber aus städtischer Sicht kein Problem dar, da wesentlich
wichtiger sei, welche unterschiedlichen gesellschaftlichen Gruppen vertreten seien.
Noch pragmatischer urteilten die Westschweizer Medien. Mauro Poggia (mcg, GE)
brachte diese Haltung in La Liberté auf den Punkt: Er habe Vertrauen in die Intelligenz
der Personen in der Landesregierung: «Ce n'est pas parce qu'on est d'origine paysanne
qu'on ne pense pas aux villes.» Die Erfahrung, selber einmal zur Minderheit zu gehören,
könne der Deutschschweiz vielleicht auch guttun, zitierte der Blick den Chefredaktor
seiner Romandie-Ausgabe. Auch Alain Berset meldete sich zu Wort: Er könne kein
Problem erkennen, weil die Menschen heute so mobil seien, dass sie sich nicht mehr in
Schablonen wie Stadt und Land pressen liessen. Die Vernetzung sei so gross, dass die
regionale Herkunft kaum mehr eine Rolle spiele.

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 07.12.2022
MARC BÜHLMANN
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Wirtschaft

Landwirtschaft

Landwirtschaft

Erich von Siebenthal (udc, BE) souhaite une adaptation du programme SST afin de
régler ce qu'il considère être un désavantage pour certaines exploitations. En effet, les
exploitations dites à trois niveaux (exploitation de plaine, un pâturage de printemps et
un pâturage d'estivage) placent leur bétail durant quelques semaines sur le pâturage de
printemps avant de monter à l'estivage. Ce pâturage de printemps ne bénéficie souvent
pas d'infrastructures (étables) permettant de participer au programme SST. Pour le
député et paysan bernois, ces quelques semaines ne doivent pas pénaliser les
exploitations à trois niveaux. 
Le Conseil fédéral ne partage pas cet avis, Guy Parmelin faisant, premièrement,
remarquer que les contributions SST sont d'ores et déjà adaptées à cette forme
d'exploitation, deuxièmement, que la solution proposée augmenterait la charge
administrative et troisièmement que des demandes similaires ont été rejetées par le
Parlement en 2009 et en 2016. Malgré tout, le Conseil national a décidé de soutenir, par
une alliance peu commune, la motion von Siebenthal. Les élu.e.s udc, du centre, des
verts libéraux, des verts ainsi qu'une partie des socialistes ont voté pour le texte (142),
tandis que la majorité des élu.e.s plr ainsi que 20 socialistes s'y sont opposé.e.s (44
voix) (1 abstention). 2

MOTION
DATUM: 16.09.2020
KAREL ZIEHLI

Agrarprodukte

Le secteur viticole suisse a connu, ces dernières années, des difficultés d'écoulement
de sa production sur le marché interne. Alors que la concurrence internationale est
forte, le vin suisse représente quelques 37 pour cent des parts de marché. Pour faire
face à cette situation, les milieux concernés ont demandé aux autorités d'augmenter les
moyens à disposition en 2020 et 2021 pour en faire la promotion, alors que CHF 2.8
millions sont aujourd'hui alloués à cet effet. Rentrant en matière pour ces deux années,
en accordant CHF 1 million de plus au budget ordinaire, les autorités envisagent de
réduire puis de renoncer à cette aide financière supplémentaire. Selon une majorité
des membres de la CER-CN, ce rehaussage du budget a pourtant permis de faire
légèrement augmenter les parts de marché du vin suisse, c'est pourquoi la commission
a décidé de déposer une motion afin d'augmenter ces moyens à CHF 9 millions par
année. Les vins promus devront respecter des critères de qualité et de durabilité. Cette
motion de commission vient également en réaction à une initiative parlementaire
déposée – puis retirée suite à l'action de la CER-CN – par le valaisan Benjamin Roduit
(centre; Iv. pa. 21.461) visant une régulation des importations de vin. La commission
souhaite donc privilégier l'incitation plutôt que la restriction. Elle en a également
profité pour déposer une initiative parlementaire visant à la création d'une réserve
climatique pour ce secteur. Lors des débats au sein du Conseil national, Markus Ritter
(centre, SG), rapporteur de commission et président de l'USP, a défendu une hausse qui
permettrait de se battre à armes égales avec la concurrence européenne – l'Italie
investissant pas moins de CHF 18 millions dans la promotion de son vin sur le marché
helvétique, avec des parts de marché à hauteur de 24 pour cent. 
Dans le système actuel de soutien à la promotion des produits agricoles, la
Confédération investit – jusqu'à hauteur d'un certain montant fixé à l'avance – autant
que les branches concernées, selon les règles de financement paritaire, comme
expliqué par le rapporteur francophone de la commission Olivier Feller (plr, VD).
Augmenter le soutien des autorités à CHF 9 millions reviendrait donc à investir, en
prenant en compte les montants injectés par la branche, les CHF 18 millions que
dépensent les voisins du Sud. Une minorité ainsi que le Conseil fédéral se sont opposés
à cette mesure tant pour des questions budgétaires, de santé publique – est-il juste
d'inciter à la consommation de vin ? –, que d'équité avec la promotion d'autres
produits. Guy Parmelin, pour le Conseil fédéral, a ainsi averti les député.e.s qu'en cas
d'acceptation de la motion, ce seront d'autres secteurs agricoles qui verront leurs
moyens dédiés à leur mise en avant s'amenuiser, le budget pour la promotion des
produits agricoles faisant partie d'un pot commun. De son côté, Kathrin Bertschy (pvl,
BE) a fait remarquer que, ramené à chaque bouteille de vin, le soutien suisse est plus
élevé que celui engagé par la concurrence étrangère.
Lors du vote, les lignes de fractures politiques ont été supplantées par d'autres
clivages, tels que le Röstigraben entre suisse-allemande et suisse latine, comme l'a fait
remarquer le journal Le Temps. Ainsi, 82 pour cent des romand.e.s et tessinois.e.s ont

MOTION
DATUM: 09.06.2022
KAREL ZIEHLI
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voté en faveur de ce soutien tandis que seuls 38 pour cent des germanophones ont
décidé d'en faire de même. Cela s'explique, en partie, par la localisation des lieux de
production viticole, statistiquement bien plus importants dans les cantons latins que
dans les cantons alémaniques. Ramené aux partis, on observe que les socialistes, les
vert.e.s et les libéraux-radicaux ont comptabilisé un nombre égal de soutien et
d'opposition dans leurs rangs, tandis que les membres du Centre et de l'UDC ont
majoritairement soutenu le projet et que les membres vert'libéraux l'ont combattu. Au
final, la proposition de la commission a été suivie par 98 député.e.s contre 61, alors que
22 parlementaires de tous bords se sont abstenu.e.s. 3

Tierhaltung, -versuche und -schutz

En réaction à une pétition (18.2011) de la Société végane Suisse demandant une
interdiction de la mise à mort des poussins fraîchement éclos, la CSEC-CN souhaite
que la pratique du broyage de poussins vivants soit abolie en Suisse. 
Comme rappelé par le ministre en charge de l'agriculture, Guy Parmelin, les poussins
mâles provenant de l'élevage des poules pondeuses – soit 50% de tous les individus –
sont systématiquement tués, leur élevage pour une production de viande n'étant pas
assez rentable pour l'industrie agricole. Dans ce contexte, la commission considère que
la pratique du broyage vivant des poussins est contraire à l'esprit de la loi sur la
protection des animaux, les poussins pouvant parfois mourir dans d'atroces
souffrances s'ils n'ont pas été entièrement «homogénéisés», pour reprendre le jargon
législatif. Bien que cette pratique ait été en grande partie remplacée par d'autres
techniques de mise à mort, le Conseil fédéral soutient cette motion, car l'opinion
publique va dans ce sens et ce changement législatif ne présente pas un grand enjeu.
Guy Parmelin précise, finalement, que de nouvelles techniques permettant de
connaître le sexe du poussin avant l'éclosion sont sur le point d'être industrialisées. Le
Conseil national accepte tacitement le texte de sa commission. 4

MOTION
DATUM: 21.03.2019
KAREL ZIEHLI

Le Conseil fédéral s'est penché sur l'initiative populaire qui veut interdire l'élevage
intensif en Suisse. La trouvant trop radicale, il propose de rejeter le texte mais
souhaiterait faire voter la population sur un contre-projet direct. De l'avis de l'exécutif,
l'élevage intensif est d'ores et déjà interdit en Suisse, les normes encadrant l'élevage
des animaux étant globalement plus exigeantes qu'à l'étranger. Les sept sages estiment
également qu'introduire des normes restrictives à l'importation de produits issus
d'animaux qui tiennent compte du nouvel article constitutionnel serait contraire aux
engagements internationaux de la Suisse et serait particulièrement lourd à mettre en
place. Mais ce n'est pas pour autant que l'exécutif ne voit pas matière à améliorer la
situation actuelle. 
Ainsi, le contre-projet direct, qui a récolté des avis divers lors de la procédure de
consultation lancée en août 2020, propose d'inscrire dans la Constitution le principe
général de bien-être de tous les animaux et non pas seulement des animaux d'élevage
agricole. Dans son projet, le Conseil fédéral veut, de plus, reprendre certains éléments
de l'initiative populaire en ce qui concerne les conditions de détention qui prévalent
dans les élevages. Ainsi, les porcs devraient pouvoir bénéficier d'aires de repos
recouvertes de litière et les animaux de rente de sorties régulières. Ces nouvelles
exigences minimales d'hébergement, de soins et d'abattage des animaux permettraient
d'augmenter la qualité de vie des animaux et de réduire l'utilisation de médicaments
(antibiotiques en tête). Le Conseil fédéral a dit vouloir soumettre au Parlement un
projet de loi en cas d'acceptation de ce contre-projet, dans lequel sera détaillé
l'ensemble des mesures évoquées dans son message. 
Bien que se montrant surprise en bien par la proposition du Conseil fédéral, la membre
du comité d'initiative et élue verte Meret Schneider (verts, ZH) a, dès le lancement de la
procédure de consultation, fait remarqué que l'exécutif ne traitait aucunement le volet
des importations dans son projet, rendant le maintien de l'initiative populaire
nécessaire. Seuls les paysan.ne.s suisses verraient leurs contraintes augmenter, ce qui
accroîtrait d'autant plus la concurrence avec la production étrangère selon Meret
Schneider. L'USP rejoint l'élue verte sur ce point, et a annoncé rejeter tant l'initiative
que le contre-projet direct. Mais contrairement au comité d'initiative, l'organisation
représentant les intérêts paysans estime, bien au contraire, que l'actuelle loi sur la
protection des animaux est suffisante.
Le journal zurichois Tages-Anzeiger s'est fait l'écho des tractations internes à
l'élaboration de ce contre-projet, qui aura vu s'opposer les services d'Alain Berset (avec
l'OSAV) et ceux de Guy Parmelin (à la tête de l'OFAG). Le point de friction principal s'est

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 19.05.2021
KAREL ZIEHLI
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concentré sur les programmes existants SST et SRPA, le ministre en charge des affaires
vétérinaires voulant les ériger en standards minimaux, tandis que pour le ministre de
l'agriculture, une telle exigence va trop loin pour un grand nombre d'éleveuses et
d'éleveurs. Ce sont finalement les propositions de l'OSAV qui ont trouvé les faveurs
d'une majorité des membres du Conseil fédéral. 5

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Grundschulen

Den beiden Räten gelang es in der Sommersession 2022, die Totalrevision des
Bundesgesetzes über Beiträge für die kantonale französischsprachige Schule in Bern
unter Dach und Fach zu bringen.
Im Ständerat, der die Vorlage als Zweitrat behandelte, erläuterte Benedikt Würth (mitte,
SG) die Vorlage und gab bekannt, dass das Ziel der Revision darin bestehe, das
Bundesgesetz über Beiträge für die kantonale französischsprachige Schule in Bern in
«Übereinstimmung mit den heutigen bundes- und insbesondere
subventionsrechtlichen Vorschriften» zu bringen. Im Namen der WBK-SR, die die
Revision mit 10 zu 0 Stimmen bei 1 Enthaltung unterstütze, bat er um Zustimmung zum
Geschäft.
Andrea Gmür-Schönenberger (mitte, LU) unterstützte die Revision aus kulturpolitischen
Gründen ebenfalls, gab aber zu bedenken, dass man sich die grundsätzliche Frage
stellen sollte, weshalb der Bund denn diese Schule und somit den Kanton Bern
subventioniere. Hans Stöckli (sp, BE) entgegnete, dass diese Subvention durch den
Bund durchaus ihre Berechtigung habe, da der Kanton Bern ja nicht verpflichtet sei,
eine solche Schule zu führen. Zudem werde mit dieser Schule auch Artikel 70 der
Bundesverfassung umgesetzt, welcher vorsehe, «die Zweisprachigkeit vom Bund her zu
leben». Bildungsminister Parmelin erklärte schliesslich, dass sich der Bund mit dieser
Teilfinanzierung als mehrsprachiger Arbeitgeber positionieren und allen voran für
frankophone Mitarbeitende und ihre Familien attraktiv sein wolle. In der Folge wurde
der Entwurf einstimmig angenommen. Drei Personen aus dem bürgerlichen Lager
enthielten sich jedoch der Stimme.
In den Schlussabstimmungen wurde das Gesetz in der grossen Kammer mit 155 zu 37
Stimmen bei 5 Enthaltungen klar angenommen. Die ablehnenden Stimmen stammten
aus den Reihen der SVP-Fraktion; die Enthaltungen von der SVP- und der GLP-Fraktion.
Die kleine Kammer hiess den Entwurf wiederum einstimmig gut – bei zwei Enthaltungen
aus den Reihen der Mitte-Fraktion. 6
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